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Im Gegensatz zu anderen Schwellenländern und zur eigenen früheren Position hat die brasiliani-
sche Regierung rechtzeitig vor dem Klimagipfel in Kopenhagen konkrete, recht ehrgeizige Ziele 
zur CO2-Reduktion vorgelegt. Brasilien zeigt damit erneut, dass es bereit ist, in der Welt eine Füh-
rungsrolle zu übernehmen und neue Marktchancen zu erschließen. Der Schwerpunkt der Umwelt-
politik wird im Bereich der Entwaldung Amazoniens und bei der brasilianischen Landwirtschaft 
liegen müssen, den Hauptverursachern von CO2-Emissionen. Dabei sind rasche und quantitativ 
beeindruckende Erfolge zu begrenzten Kosten gerade in Amazonien sehr wohl möglich, sofern der 
politische Wille zu Veränderungen vorhanden ist.    
 
 
Brasilien als umweltpolitischer Vorreiter der Schwellenländer  
 
Am 13. November 2009 entschied die brasilianische Regierung unter Präsident Luiz Inácio Lula 
da Silva, dass Brasilien mit konkreten Zielvorgaben am Klimagipfel der Vereinten Nationen in 
Kopenhagen vom 7.-18. Dezember 2009 teilnehmen wird. Diese Wendung kam nicht ganz über-
raschend, war aber auch keine Selbstverständlichkeit. Unumstritten war bereits seit einiger Zeit, 
dass Brasilien in Kopenhagen eine verbindliche Reduktion der Entwaldungsrate in Amazonien 
bis zum Jahre 2020 im Umfang von 80% in Aussicht stellen würde. Schon das wäre ein gewalti-
ger Schritt, würden damit doch die gesamten CO2-Emissionen (bzw. im offiziellen Sprach-
gebrauch ‚die Emission von Gasen, die einen Treibhauseffekt erzeugen’ - an vorderster Stelle das 
Kohlendioxid, wobei es aber noch weitere Gase mit Treibhauseffekten gibt) Brasiliens um 20,9%  
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zurückgehen2. Jetzt sind die Ziele noch umfassender. Brasilien will zusätzlich die Rodung der in 
einigen Bundesstaaten sehr wichtigen Savanne (Cerrado, s. Foto) begrenzen.  
 
Man erwartet davon eine weite-
re Verminderung der Emissionen 
um 3,9%. Insgesamt soll also 
allein durch eine andere Land-
nutzung der CO2-Ausstoß um 
fast 25% gesenkt werden. Die 
Landwirtschaft soll mit Werten 
zwischen 4,9% und 6,1% einen 
eigenen Beitrag zur Reduktion 
der CO2-Werte leisten. Im Ener-
giebereich sollen noch einmal 
zwischen 6,1% und 7,7% einge-
spart werden. Insgesamt will 
man bis zum Jahre 2020 die 
Treibhausgase um bis zu 38,9% 
reduzieren. Zwar  weisen  Brasi-    
                                                                                                 liens Ziele einige Fragezeichen 
auf, Berechnungsbasis für die Reduktion ist nämlich nicht der heutige Zustand, sondern der bei 
Fortschreibung der Gegenwart vermutete Zustand im Jahre 2020. Dabei wird bei den Berech-
nungen von einem Wirtschaftswachstum von rund 5% jährlich bis zum Jahre 2020 ausgegan-
gen. Das ist recht optimistisch. Es würde zu einer hohen Nachfrage nach Energie und einem 
deutlichen Zuwachs beim Verkehr und bei der Industrie führen. So kann man für 2020 besonders 
hohe CO2-Emissionen unterstellen. Sollte das Wachstum weniger hoch sein als projiziert, wäre 
der CO2-Ausstoß entsprechend geringer. Es fiele leichter, die selbst gesteckten Ziele zu errei-
chen. 
 
Brasilien hebt sich damit gleichwohl von anderen Schwellenländern deutlich ab, die vor ernst-
haften und substantiellen Verpflichtungen zurückscheuen. Entsprechend gab es viel internatio-
nales Lob für das als „ehrgeizig“ bezeichnete brasiliani-
sche Programm. Gerne werden sich Präsident Lula und 
seine Büroleiterin Dilma Rousseff (s. Foto), de facto 
Ministerpräsidentin Brasiliens und Kandidatin der regie-
renden Arbeiterpartei (PT) für Lulas Nachfolge im kom-
menden Jahr, von den Delegierten in Kopenhagen feiern 
lassen. Wie und warum kam der brasilianische Politik-
wechsel aber zustande?  
 
Auch in Brasilien galt lange Zeit, dass sich ein auf Armutsbekämpfung fixiertes Entwicklungs-
land ambitiöse umweltpolitische Ziele nicht erlauben kann. Noch Anfang November 2009 lehn-
ten daher die meisten Mitglieder der Regierung einschließlich Dilma Rousseff konkrete Redukti- 
                                               
2 Der Autor stellt in diesem Beitrag die brasilianische Haltung zur Reduzierung der CO2-Emissionen mit Blick auf 
den Klimagipfel in Kopenhagen in den Mittelpunkt. Das bedeutet nicht notwendigerweise eine Identifikation mit 
der in der internationalen Politik gängigen Mehrheitsmeinung, dass CO2-Emissionen die Hauptverursacher der Kli-
maerwärmung sind, vom Menschen verursacht werden, ihre Reduzierung um einen hohen Preis die Lösung der 
Klimaprobleme darstellt und überhaupt die Klimaerwärmung auf jeden Fall von Übel ist. Eine ganze Reihe von Li-
beralen sind hier anderer Auffassung und das nicht ohne Grund.    
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onsziele jenseits der Begrenzung der Entwaldung in Amazonien entschieden ab. Entwicklung 
wird in Brasilien von jeher mit wirtschaftlichem Wachstum gleichgesetzt. Die riesige Dimen-
sion des Landes und der Reichtum an Ressourcen aller Arten macht nachhaltiges Wirtschaften 
scheinbar unnötig. Zudem wurde vom brasilianischen Außenministerium der Kopenhagener Gip-
fel als Mittel zur Stärkung der Allianz mit China und Indien betrachtet. In Anbetracht der ableh-
nenden Haltung dieser beiden Staaten gegen verbindliche Zusagen wollte man Beijing und Neu-
Delhi nicht verärgern.    
 
Gegen diese langjährige Mehrheitsposition laufen seit geraumer Zeit zahlreiche Umweltorgani-
sationen, aber auch die Katholische Kirche Sturm. Ihr Verbündeter ist der brasilianische Um-
weltminister Carlos Minc. Bislang waren die Kritiker der herrschenden Umweltpolitik allerdings 
zwar lautstark, aber relativ erfolglos. Doch zeichnet sich jetzt eine Trendwende ab. Die auf dem 
Ticket der kleinen „Grünen Partei“ (Partido Verde – PV) 2010 voraussichtlich für das Amt des 
Staatspräsidentin kandidierende frühere Umweltministerin Marina Silva verzeichnet in den Um-
fragen derzeit zwar nur rund fünf Prozent Unterstützung, die fehlen aber der regierenden Arbei-
terpartei und ihren linken und halblinken Verbündeten. Silva hat bereits klar gemacht, dass sie 
das Umweltthema zum zentralen Punkt ihres Wahlkampfs machen will, und damit findet sie 
gerade bei gut ausgebildeten jungen Brasilianern einige Resonanz. Zudem wird sie von einer 
Gruppe von Unternehmern unterstützt, die zu Recht darauf hinweisen, dass Brasilien mit seinen 
riesigen Flächen und seiner Artenvielfalt von mehr Ökologie durchaus profitieren kann, derzeit 
seine Marktschancen aber wenig nutzt.  
 
Auch ein weiterer Gegenspieler Lulas, der Gouverneur des Bundesstaa-
tes São Paulo, José Serra, (s. Foto) selbst präsumtiver bürgerlicher Prä-
sidentschaftskandidat 2010, preschte kurz vor der Bundesregierung mit 
der Entscheidung vor, in seinem Bundesstaat, der gar keine Regenwäl-
der, dafür aber riesige Zuckerrohrfelder aufweist, die zur Herstellung 
von Bioäthanol dienen, die CO2-Emissionen um 20% bis zum Jahre 
2020 zu vermindern. Er legt dabei als Basis die Emissionswerte für 2005  
zu Grunde, was eine bessere Überprüfbarkeit als die Daten der Bundesregierung sicherstellt. Ser-
ra bekam dann von Experten auch sehr viel Lob. Er wird gleichfalls zum Klimagipfel reisen.  
 
Unterstützung finden die Freunde der Umwelt inzwischen überraschenderweise selbst bei der 
schwergewichtigen Nationalen Konföderation der Landwirte (CNA) unter der Leitung der Se-
natorin Kátia Abreu, (s. Foto) die aus den Reihen der mit der Friedrich-Naumann-Stiftung für 
die Freiheit kooperierenden Partei der Demokraten (DEM) stammt. 
Brasiliens am Weltmarkt orientierte und international wettbe-
werbsfähige Landwirte gehören zu den Lieblingsfeinden der Linken 
inner- und außerhalb des Landes. Gemeine, raffgierige und eigen-
süchtige Großgrundbesitzer, so lautet die Legende, seien für die 
Destruktion der Regenwälder verantwortlich. Das ist nur sehr be-
dingt wahr. So zeigen Studien, dass die größten  Verwüstungen  in  
                                            den Gebieten zu verzeichnen sind, in denen im Rahmen der Agrar-
reform Kleinbauern angesiedelt worden sind. Dennoch leidet Brasiliens effizienter landwirt-
schaftlicher Privatsektor unter einem Glaubwürdigkeitsproblem. Damit drohen ein Imageverlust 
und Ärger mit kritischen Konsumenten und Nichtregierungsorganisationen. Die internationalen 
Proteste gegen den Anbau von Soja in Amazonien haben zum Beispiel ein Sojaabkommen mit  
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klaren Regeln einschließlich der Zertifizierung der Produkte erforderlich gemacht, dem sogar 
Greenpeace beigetreten ist. Die CNA ist deshalb inzwischen umweltpolitischen Anliegen gegen-
über deutlich aufgeschlossener als früher. Sie hat eigenständige Positionen in Richtung einer 
verstärkten Nachhaltigkeit erarbeitet, um das eigene Image zu verbessern und neue Märkte zu 
gewinnen. 
 
Ausschlaggebend für den Gesinnungswandel der brasilianischen Re-
gierung dürfte letztlich aber gewesen sein, dass der britische Pre-
mierminister Gordon Brown Präsident Lula bei seinem jüngsten Lon-
donbesuch (s. Foto), wo Lula im Chatham House zum „Staatsmann 
des Jahres“ gekürt wurde, die Rolle Brasiliens als „Führer der Schwel-
lenländer“ schmackhaft machen konnte. Brasilien gefällt sich zuneh-
mend in der Position eines „global player“. Die weltweite Wirtschafts-
krise hat das Land gut überstanden, so dass Lula sogar davon spre-
chen konnte, man habe in Brasilien nicht wie in anderen Länder einen  
„Tsunami“, sondern nur eine „Mini-Welle“ (marolinha) erlebt. Das Votum für Rio de Janeiro als 
Austragungsort der Olympischen Sommerspiele 2016 hat das ohnehin schon kräftige nationale 
Ego weiter gestärkt. Dass das Land auch in Kopenhagen eine – in diesem Falle ökologische – 
Führungsrolle übernehmen könnte, passt in dieses Bild. Das kann Brasiliens Ambitionen, darun-
ter dem Anspruch auf einen Sitz im UN-Sicherheitsrat, nur zugute kommen.  
 
Auch die Überlegung, dass Brasilien von einer „grüneren“ Weltwirtschaft auf Grund seiner na-
türlichen Vorteile mehr als andere profitieren kann, dürfte Lula eingeleuchtet haben. Marktwirt-
schaftliches Denken fördert eben auch den Umweltschutz, wenn entsprechende Anreize vor-
handen sind. Wenn man dann noch einen Präsidenten hat, der in Kürze sein letztes Amtsjahr 
antritt und möglicherweise anschließend auf dem internationalen Parkett neue Verwendungs-
möglichkeiten suchen wird, kann man verstehen, warum Brasilien jetzt „Führung“ (liderança) 
zeigt.  
 
Brasilien – ein umweltpolitischer Sünder, aber auch ein Vorbild  
 
Bisher war Brasilien als viertgrößter CO2-Emittent der Erde mit einem Anteil von rund fünf 
Prozent an der weltweiten CO2-Emission genauso wie China und Indien bestrebt gewesen, die 
eigene Verantwortung für den Klimawandel abzustreiten und die Pflichten vor allem bei den 
Industrieländern zu sehen. Kritik an der Abholzung in Amazonien (und wesentlich weniger öf-
fentlichkeitswirksam, aber gleichfalls verheerend im Pantanal und in der Savanne, also dem Cer-
rado) wird gerne als Angriff auf Brasiliens Souveränität interpretiert. Erst in diesem Jahr wurde 
ein neues Gesetz erlassen, das ausländischen Nichtregierungsorganisationen, die in Amazonien 
tätig sind, eine Neuregistrierung beim föderalen Justizministerium vorschreibt. So will man un-
erwünschte Kritiker aussortieren. Ein weiteres Gesetz erschwert den Landbesitz von Ausländern. 
Einige reiche ausländische Philanthropen hatten nämlich in den letzten Jahren begonnen, selbst 
Land in Amazonien zu erwerben, um es so der Brandrodung zu entziehen – und dafür auch noch 
in Anzeigen im Ausland geworben. Das traf in Brasilien auf tiefes Misstrauen. Niemand kann in 
Brasilien glauben, dass Ausländer sich aus reinem Idealismus um die einheimischen Wälder 
kümmern.  
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Es ist daher kein Wunder, dass Brasiliens 
Umweltpolitik bei brasilianischen und 
ausländischen Experten bisher wenig 
Fans hatte. Dabei ist die umweltpoliti-
sche Bilanz Brasiliens keineswegs einhel-
lig negativ. In einigen Punkten kann Bra-
silien sogar eine Vorreiterrolle in der 
Welt beanspruchen. Allerdings machte es 
die rigide, auf reine Defensive ausgerich-
tete Abwehrstrategie der Regierung Lula 
unmöglich, auch die Erfolge des Landes 
nach außen angemessen darzustellen.  
 
Brasiliens CO2-Emissionen weisen nämlich gegenüber anderen Ländern einige Besonderheiten 
auf. Sie entfallen großenteils auf die Nutzung der Erde. Nicht weniger als 81% der brasiliani-
schen CO2-Emissionen resultieren aus der Entwaldung (54%) und aus der Landwirtschaft (27%). 
Dagegen sind alle anderen Wirtschaftsbereiche zusammen nur zu 19% für die Emissionen ver-
antwortlich.  
 
Normalerweise sind in Industriestaaten die Energieerzeugung, die Industrie und der Verkehr die 
Hauptquellen der CO2-Emissionen. In Brasilien machen dagegen die bei der Energiezeugung pro-
duzierten CO2-Emissionen nur rund 1,5% aus, die vom Verkehr verursachten Emissionen 6%. Das 
sind weltweit Spitzenwerte. Der Rest entfällt auf die Industrie (8%), Abwässer und Abfälle (2%) 
und Gebäude (1%). Auch diese Zahlen sind überaus günstig. 
 
Die Ursachen für Brasiliens Stärken 
sind einfach. Brasiliens Energiezeu-
gung beruht zu 85% auf Wasser-
kraft. Allein in Amazonien befinden 
sich schiffbare Flussläufe im Um-
fang von 23.000 km. Die Regierung 
bemüht sich daher um weitere 
Wasserkraftwerke. Im Straßenver-
kehr zahlt sich zusehends der Ein-
satz von CO2-armen Biokraftstof-
fen aus. Knapp die Hälfte der ge-
samten Fahrzeugflotte ist mit 
Flexmotoren ausgestattet, die so-
wohl auf der Basis von herkömmli-
chem  Benzin  als  auch  mit  Bio- 
 Wasserkraftwerk von Tucuruí - Bundesstaat Pará in Amazonien 
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"Alle müssen Zahlen [zur Emissionsredukti-
on] präsentieren, Präsident Barack Obama, 
Präsident Hu Jintao und alle anderen auch.“ 
 
„… Warum glauben Sie, dass Brasilien die 
Initiative ergriffen und Zahlen vorgelegt hat? 
Damit man diejenigen in die Pflicht nehmen 
kann, die die ganze Zeit Brasilien bevormun-
den wollen. Brasilien hat seinen Teil beige-
tragen, nun müssen auch sie ihren Teil bei-
tragen.“ 
 
„… Es ist Aufgabe der USA, als größte Wirt-
schaftsmacht der Welt und als größter Treib-
hausgas-Verursacher der Welt, auch die 
größte Verantwortung zu übernehmen.“ 
 
„… Die Zahlen, die Obama vorgegeben hat, 
sind zu niedrig im Vergleich zu der Menge 
der Emissionen, die die USA in den letzten 
200 Jahren freigesetzt hat. Bei allen Schwie-
rigkeiten, die Obama hat, die Zahlen [der 
Emissionsreduktion], die er dem Kongress 
vorgelegt hat, sind lediglich die Hälfte von 
dem, was Brasilien allein durch die Verringe-
rung der Abholzung des Amazonas zugesagt 
hat. Wenn Brasilien das kann, können die 
USA noch viel mehr tun." 
 
Brasiliens Staatspräsident Luiz Inácio Lula da 
Silva im Interview mit der italienischen Presse 
am 16.11. zum bevorstehenden Umweltgipfel in 
Kopenhagen. 
kraftstoffen (insbesondere Äthanol) betrie-
ben werden können. Bei den Neuwagen er-
reichen die Flexfahrzeuge inzwischen einen 
Markanteil von rund 92%. Auch die in Brasi-
lien angesichts der Distanzen wichtigen 
Flugzeuge sollen künftig verstärkt mit Bio-
treibstoffen fliegen. 
 
Brasiliens Problem mit den CO2-Emissionen 
resultiert also nur aus zwei Schwachstellen: 
der Nutzung bzw. Zerstörung der Wälder 
und der Landwirtschaft. Hier könnten aber 
rasch große Fortschritte erreicht werden, 
wenn das Richtige geschieht und der politi-
sche Wille dazu vorhanden ist.  
 
Berechnungen zeigen: Selbst wenn Brasilien 
bis zum Jahre 2030 ein kontinuierliches 
Wirtschaftswachstum von etwa 5% ver-
zeichnen könnte, was zu mehr Nachfrage 
nach Energie und zu mehr Verkehr und mehr 
Industrieproduktion führen würde, könnte 
das Land seine CO2-Emissionen gegenüber 
dem Stand von heute deutlich verringern, 
wenn es nur die beiden zentralen Schwach-
stellen seiner Umweltbilanz konsequent an-
geht. Am leichtesten könnten dabei Fort-
schritte bei der Entwaldung erzielt werden. 
Hier wären sie auch am sinnvollsten, weil 
kein anderer Bereich im Land soviel Treib-
hausgase emittiert und nirgendwo so viele 
Ressourcen verschwendet werden wie beim 
Abbrennen der Wälder in Amazonien. Zudem 
steht die Zerstörung des Regenwaldes im 
Mittelpunkt der internationalen Kritik und 
Aufmerksamkeit. Ein Ende dieses Prozesses 
käme also Brasiliens Image im Ausland be-
sonders zugute.  
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Die Zerstörung der brasilianischen Regenwälder – und was man dagegen tun 
kann  
 
Als Amazonien („Amazônia Legal“) definiert man in Brasilien 
die Gebiete im Einflussbereich des Amazonas und seiner 
Nebenflüsse. Insgesamt geht es um ein gigantisches, dünn 
besiedeltes Territorium von 5,2 Mio. qkm, das 61% der Flä-
che Brasiliens umfasst, aber nur 12,3% der rund 190 Mio. 
Einwohner des Landes. Neun sehr unterschiedliche Bundes-
staaten gehören zu Amazonien. Die Region weist 20% der 
Süßwasserreserven und ein Drittel der Wälder der Erde auf, 
verfügt aber auch über geschätzte Erdölvorräte im Umfang 
von rund 650 Mrd. US-Dollar.  
 
 
Einige wenige Daten zeigen die Dimension der Probleme. So geschehen 80% der vom Menschen 
verursachten Entwaldungen – in der Regel durch Fällen von Edelhölzern und anschließende 
Verbrennung der Restbaumbestände und des Buschwerkes - illegal. Rund 700.000 Brasilianer 
leben direkt von der Entwaldung. Wo der Wald verschwindet, halten Rinderherden Einzug. 70 
Mio. der rund 200 Mio. brasilianischen Rinder grasen inzwischen in Amazonien – bei extrem 
geringer Produktivität, dafür aber ex-
tensivem Flächenverbrauch. Green-
peace spricht daher nicht zu Unrecht 
davon, dass Amazonien zunehmend 
von einem "Naturparadies" zu einer 
"Rinderweide" mutiere. Im Jahre 2008 
wurden rund 13.000 qkm abgeholzt. 
Das entspricht in etwa zwei Dritteln 
der Fläche des Bundeslandes Rhein-
land-Pfalz - allerdings nur 0,2% der 
gesamten Fläche Amazoniens.                                
                                                                     
 
                                                                      
                                                                           Brandrohdung und Viehzucht im “Naturschutzgebiet” Chico 
                                                                           Mendes – Bundesstaat Acre in Amazonien 
 
In drei Punkten können in der gebotenen Kürze die zentralen Problemfelder definiert werden. 
Denn die Probleme sind hinlänglich bekannt, die erforderlichen Lösungen gleichfalls, selbst wenn 
sie erst ansatzweise umgesetzt werden.  
 
-  Brasilien verfügt über eine gute Umweltgesetzgebung. Sie wird aber nicht durchgesetzt. 
In weiten Teilen der brasilianischen Gesellschaft herrscht Straflosigkeit (impunidade). 
Das Risiko für Gesetzesbrecher, bestraft zu werden, ist minimal. Die Zahl (derzeit rund 
3.000) und die Ausstattung der Wächter zur Überwachung der riesigen Wälder reichen 
nicht. Die Gerichte arbeiten langsam und sind oft korrupt. Häufig wird Recht weder ge-
sprochen noch vollzogen. Die Gesetzestexte machen es Kriminellen leicht, Verfahren 
endlos hinauszuzögern. Viele lokale Politiker sind käuflich. Brasilien muss in weiten Be- 
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   reichen überhaupt erst einen Rechtsstaat schaffen. Nicht in Rio de Janeiro oder São 
Paulo geschehen auf die Einwohnerzahl bezogen die meisten Morde, sondern in Amazo-
nien. Die Zahl der Waldwächter müsste einer Studie zufolge auf rund 10.000 Personen 
verdreifacht werden, um eine angemessene Überwachung und Verfolgung von Straftä-
tern sicherzustellen. Technisch gibt es mit den heute eingesetzten Satelliten keine Prob-
leme, den Regenwald zu überwachen und Missstände rasch aufzudecken. Aber es nutzt 
nichts, Abholzungen auf dem Bildschirm zu erkennen, wenn dann niemand rechtzeitig 
vor Ort sein kann. Die Regierung hat zudem unter dem Umweltminister Carlos Minc 
durch Beschlagnahme und Zwangsversteigerung von „Piratenkühen“ (boi pirata), die auf 
illegalem Grund grasen, auf spektakuläre Weise zu zeigen versucht, dass sie Rechtsbrü-
che nicht mehr hinnehmen will und kriminelles Verhalten einen Preis hat.   
 
-  Nur zehn Prozent des Landes in Privatbesitz sind rechtlich eindeutig geklärt. Beim Rest 
sind die Besitztitel unklar. Oft gehört das gleiche Land mehreren „Eigentümern“, die je-
weils Dokumente aufweisen können. Das fördert eine rasche Ausbeutung des Landes, a-
ber kein nachhaltiges Wirtschaften. Kriminelle Machenschaften und korrupte Behörden 
sind für gefälschte Dokumente verantwortlich. Umgekehrt ist der Wald im Staatsbesitz 
immer wieder Ziel illegaler Landnahme und Invasionen. Diese werden dann oft nachträg-
lich legalisiert, was wiederum Anreize zu neuen Attacken schafft. Auch in diesem Jahr 
hat der Präsident per Dekret Legalisierungen im großen Umfang in der vagen Hoffnung 
zugelassen, dass damit die Situation ein für allemal geklärt wird. Wichtiger wären statt-
dessen eine komplette, rechtsstaatlichen Ansprüchen genügende Neuregistrierung der 
Besitztitel und klare Eigentumsverhältnisse. Damit hat man angefangen, doch sind die 
Katasterämter in Amazonien für diese hoch kontroverse Mammutaufgabe (noch) gar 
nicht ausgerüstet. Zudem müssten die Gerichte gestärkt werden, um rasch und endgültig 
Streitfragen über Besitztitel klären zu können. Und die Sicherheitskräfte müssten in der 
Lage sein, Gerichtsurteile auch zeitnah umzusetzen. In Deutschland wäre das alles eine 
Selbstverständlichkeit, in Brasilien geradezu eine Revolution.  
 
- Über viele Jahrzehnte wurde in Brasilien Amazonien als eine Art von brasilianischem 
Wilden Westen betrachtet, eine unendliche Schatzkammer, die man beliebig ausbeuten 
konnte. Die Regierungspolitik war lange Zeit an der inneren Kolonisierung Amazoniens 
interessiert. Deshalb wurden Landnahme und Waldrodung durch günstige Kredite geför-
dert und extensiver Flächenverbrauch belohnt. So besteht in Amazonien heute das Para-
dox, dass 70% der entwaldeten Gebiete brach liegen, aber dennoch immer weitere Ge-
biete abgebrannt werden. Es ist offenkundig nach wie vor billiger, dem Regenwald Neu-
land abzugewinnen, als in bereits brachliegende Gebiete zu investieren. Hier kann durch 
eine auf Nachhaltigkeit und intensiver, statt extensiver Flächennutzung ausgerichtete 
staatliche Politik mit vergleichsweise geringen Mitteln sehr viel erreicht werden. Aber 
das verlangt ein Umdenken und ein Ende aller Anreize zur Landnahme in Amazonien. 
Stattdessen müssen die Bewohner lernen, die vorhandenen Ressourcen besser zu nutzen 
und kreative neue Möglichkeiten zum Gelderwerb ohne Zerstörung der Umwelt zu ent-
decken.    
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Brasiliens Landwirtschaft – Segen und Fluch  
 
Seit der Marktöffnung in den neunziger Jahren orientiert sich eine wachsende Zahl brasiliani-
scher Landwirte am Weltmarkt. Mittlerweile ist das Land u.a. der größte Rindfleisch- und Soja-
produzent der Erde. Das spürt man gerade in Amazonien. Obwohl in Brasilien nur acht Prozent 
der Fläche überhaupt landwirtschaftlich genutzt werden, hat die exportorientierte Landwirt-
schaft ihren ökologischen Preis. Über ein Viertel der Treibhausgas-Emissionen entfällt auf Brasi-
liens Landwirtschaft, 60% davon hängen mit der Viehzucht zusammen. Die Viehzucht in Brasi-
lien belastet das Klima damit genauso stark wie die Energieerzeugung, der Verkehr und die In-
dustrie zusammen. Auch hier sind daher Veränderungen dringend erforderlich.  
 
 
 
Allerdings besteht in Brasilien ein Konsensus darüber, dass die Landwirtschaft als einer der 
wichtigsten Devisenquellen des Landes nicht eingeschränkt werden darf. Stattdessen plant man 
über die kommenden Jahre eine Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktion. Das ist nicht 
nur im Interesse der im Parlament sehr gut organisierten, parteiübergreifenden „Landwirt-
schaftsfraktion“ (bancada ruralista), sondern letztlich in Anbetracht von Hunger und Nah-
rungsmittelkrisen auch der Welt sinnvoll. In Brasilien können hochwertige Nahrungsmittel und 
landwirtschaftliche Produkte auf riesigen Flächen vergleichsweise günstig angebaut werden. Das 
sollte auch in Zukunft so bleiben.  
 
Die Landwirte in der CNA wissen, dass in der Landwirtschaft noch beträchtliche Reserven vor-
handen sind, die der Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen dienen, zugleich aber auch neue 
Einkommen schaffen können. Dazu gehört eine bessere Nutzung von Weiden, die Inbetriebnah-
me schon brachliegenden Landes z.B. für den Anbau von Zuckerrohr oder dessen Aufforstungen, 
ein besserer Schutz vor Bränden sowie die Forcierung der Erforschung und Entwicklung von Me-
thoden, die die Gasproduktion der Wiederkäuer vermindern. Viele einheimische Tiere und Pflan-
zen werden landwirtschaftlich noch kaum genutzt, der Tourismus steckt noch in den Kinder-
schuhen, Pflanzen aus anderen Teilen der Welt könnten problemlos angebaut werden. Brasiliens 
landwirtschaftliche Forschung ist weit fortgeschritten und dürfte – unterstützt von Regierungs-
geldern – in der Lage sein, neue Technologien und Verfahren zu entwickeln, die der Reduzierung 
der Treibhausgas-Emission dienen. Die genetische Veränderung von Pflanzen und Tieren, die in 
Europa so gefürchtet ist, ist in Brasilien längst gang und gäbe. Ohne genetische Veränderung 
wäre es zum Beispiel gar nicht möglich, in Amazonien im großen Stil Soja anzubauen.  
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Beispiel für die kreative landwirtschaftliche Nutzung einheimischer Baumbestände: 
Eine Unternehmerin verwertet die Nüsse des Paranussbaums für hochwertiges Speiseöl und Paranussbutter 
Die Hoffnung der brasilianischen Regierung, dass die Landwirtschaft einen substanziellen Bei-
trag zur Minderung der CO2-Emissionen leisten kann, dürfte jedenfalls nicht aus der Luft gegrif-
fen sein.  
 
Wer soll das alles bezahlen? Dichtung und Wahrheit  
 
Nicht nur in Brasilien selbst, sondern auch im Ausland wird gerne die Mär verbreitet, dass die 
Rettung des Regenwaldes in Amazonien so teuer wäre, dass die Kosten von Brasilien gar nicht 
getragen werden könnten. Das ist nicht nur deshalb fragwürdig, weil Brasilien selbst aus der 
Verminderung der CO2-Emissionen große Vorteile ziehen würde, nicht nur das Ausland. Es ist vor 
allem auch deshalb unsinnig, weil die voraussichtlichen Kosten für das richtige Handeln sich im 
Rahmen des Machbaren bewegen würden.  
 
McKinsey & Company hat beispielsweise im Frühjahr 2009 eine detaillierte 
Untersuchung zu den erforderlichen Maßnahmen und deren Kosten für Bra-
silien vorgelegt. McKinsey kommt zum Schluss, dass sich die Kosten für die 
vorgelegten Vorschläge auf umgerechnet rund 5,7 Mrd. Euro im Jahr be-
laufen würden. Davon würden auf die oben angeführten kritischen Bereiche 
(Stärkung der Institutionen und des Rechtsstaats, Verbesserung der Über-
wachung und Anreize zum ökologisch richtigen Verhalten) rund 2,4 Mrd. 
Euro jährlich entfallen, auf (flankierende) alternative wirtschaftliche und 
soziale Entwicklungen dagegen 3,3 Mrd. Euro. Letzteres würde die Schaf-
fung von 2 Mio. legalen neuen Arbeitsplätzen einschließen, die Menschen eine Alternative bie-
ten, die bisher von der Entwaldung profitiert haben. Hinzu käme die deutliche Verbesserung des 
Bildungs- und des Gesundheitssystems in Amazonien. Das wären Investitionen zugunsten der 
Bevölkerung in den betroffenen Bundesstaaten.  
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Diese Ziffer von 5,7 Mrd. Euro im Jahr muss man in Verhältnis zum brasilianischen Bruttoin-
landsprodukt setzen, das im Jahre 2008 rund 1,4 Bio. Euro betrug. Das von McKinsey vorgelegte 
Programm für Amazonien würde also lediglich 0,4% des brasilianischen Bruttoinlandsprodukts 
kosten. Noch delikater wird die Kostenrechnung, wenn man das Ausmaß der Verschwendung im 
brasilianischen Staatsapparat bedenkt. Allein der brasilianische Senat, die zweite Kammer des 
Parlaments in Brasília, kostet bei 81 Senatoren und rund 6.500 Mitarbeitern (!) den Steuerzahler 
umgerechnet 900 Mio. Euro im Jahr. Da scheinen deutsche Ängste, man könnte mit dem Schutz 
Amazoniens von Brasilien zuviel erwarten, doch reichlich übertrieben.  
 
Deshalb ist es jenseits der Beruhigung des eigenen schlechten Gewissens nicht erforderlich, dass 
wie von brasilianischer Seite gewünscht der deutsche Steuerzahler an der Finanzierung eines 
Regenwaldfonds teilnimmt. Die von deutscher Seite bislang in Aussicht gestellten Beträge sind 
ihrem Umfang nach ohnehin eher von symbolischer als von substanzieller Bedeutung. Deutsche 
Gelder sind aber auch nicht sinnvoll. Die brasilianischen Stellen müssen endlich lernen, dass sie 
den Regenwald in ihrem eigenen Interesse schützen müssen, nicht um Deutschland oder den 
anderen Industrieländern einen Gefallen zu tun – oder gar weil man dafür von anderen bezahlt 
wird. Genau daran hapert es seit Jahren. Jetzt scheint ein Lernprozess einzusetzen. 
 
Natürlich haben vor kurzem die Gouverneure der Bundesstaaten in Amazonien mit großer Be-
geisterung ihre Bereitschaft bekundet, ausländische Mittel zur Finanzierung von Umweltmaß-
nahmen in Anspruch zu nehmen. Warum sollten sie solche Mittel auch nicht nutzen? Aber die 
Tatsache bleibt bestehen, dass z.B. ausgerechnet die Bundesstaaten in Amazonien im Jahre 2005 
nur 0,3% ihrer Budgets für den Umweltschutz eingesetzt haben, während im Bundesstaat São 
Paulo 2,5% der Mittel in den Umweltschutz geflossen sind. Wo Eigenverantwortung fehlt, kann 
sie auch nicht durch Gelder von außen ersetzt werden. Im Gegenteil: solche Gelder machen Ver-
antwortungslosigkeit noch bequem.        
 
Zusammenfassung    
 
 
 
"Ich bin seit über 20 Jahren im Um-
weltbereich tätig. Früher ging es nur 
darum, wer am meisten die Motor-
säge benutzt. Heute will einer um-
weltfreundlicher sein als der andere. 
Ich finde das phantastisch." 
Umweltminister Carlos Minc zur neuen 
Popularisierung des Umweltthemas. 
Mit dem Positionswechsel in der Klimaschutzdebatte zeigt 
die brasilianische Regierung Führung und Verantwortung. 
Die hochgesteckten, selbst definierten und freiwillig ge-
setzten Ziele sind bis 2020 durchaus erreichbar. Entschei-
dend wird vor allem sein, den Rechtsstaat in Brasilien zu 
stärken. Das ist nicht allein ein Problem Amazoniens und 
nicht allein im Sinne des Klimaschutzes richtig. Vielmehr 
leidet Brasilien in allen Bereichen an Straflosigkeit, einem 
dysfunktionalen Rechtssystem, an Korruption und einem 
Interessenegoismus und Klientelismus. Mit der Definition 
klarer Zielmarken hat die Regierung Lula bekundet, dass 
Brasilien bereit ist, sich künftig an den eigenen Verspre-
chungen messen zu lassen. Das kann nur im Interesse aller 
Brasilianer sein. Und selbst wer der gängigen Sicht zur 
Schuld der Treibhausgase am Klimawandel misstraut, kann 
sich darüber freuen, dass die Brandrodung in Amazonien 
drastisch zurückgehen soll. 
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Bemerkenswert ist aber nicht zuletzt, dass inzwischen drei der möglichen Präsidentschaftskan-
didaten im kommenden Jahr umweltpolitisch klare Positionen bezogen haben. Das überrascht in 
einem Land, in dem bei Umfragen nur ein bis zwei Prozent der Befragten Umweltfragen zu ihren 
zentralen Sorgen zählen. Für einmal scheint die brasilianische Elite der Bevölkerung ein gutes 
Stück voraus zu sein.  
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